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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2023 von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena als Dissertation an-
genommen und am 17. Januar 2024 mündlich verteidigt. 

Zuvörderst gilt mein Dank meinem Doktorvater Prof. Dr. Adrian Schmidt- 
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Durch die unzähligen und langen Gespräche in Leipzig und Jena über die DDR 
im Allgemeinen, die Phase der Wiedervereinigung und Transformation im Be-
sonderen sowie das Reden über das DDR-Recht wurde mir diese Zeit erst richtig 
verständlich. Prof. Dr. Walter Pauly danke ich für seine wertvollen Hinweise 
sowie die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. Prof. em. Dr. Dr. h.c. Hans- 
Jürgen Papier bin ich für seine Bereitschaft mir von seiner Zeit als Vorsitzender 
der Unabhängigen Kommission zu erzählen zu Dank verpflichtet. 

Den Herausgebern Prof. Dr. Hans-Peter Haferkamp, Prof. em. Dr. Dr. h.c. 
 Joachim Rückert, Prof. Dr. Christoph Schönberger sowie Prof. Dr. Jan Thiessen 
danke ich für die Aufnahme in diese Schriftenreihe. 

Mein Dank gilt ferner den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundes-
archivs in Berlin-Lichterfelde sowie des Archivs der DDR-Opposition der Robert- 
Havemann-Gesellschaft in Berlin für ihre Unterstützung während meiner diver-
sen Recherchebesuche.

Solch eine Arbeit schreibt man alleine und doch nicht alleine. Ich hatte das 
Glück, Menschen an meiner Seite zu wissen, vor denen ich Thesen wagen und 
Gedanken aussprechen konnte, die mir widersprochen, aber und insbesondere 
die nötige Sicherheit geboten haben. Ohne Dr. Maren Becker und Dr. Maren Luy 
wäre die vorliegende Arbeit wohl nie entstanden. Danke, dass ihr mich ermutigt 
habt, diese Arbeit zu schreiben. Auch hat Dr. Maren Becker mich als aufmerk-
same Gesprächspartnerin über die gesamte Zeit begleitet. Ihren klugen Rat hätte 
ich zu keinem Zeitpunkt missen wollen. Dr. Asta von Kienitz danke ich für den 
Austausch über den Aufbau und die Grundzüge meiner Arbeit ganz herzlich. Von 
diesen Gesprächen hat der vorliegende Text sehr profitiert. Victoria von Werder, 
LL.M. hat mir Zweifel genommen, ist Gedankenwege prüfend und kritisch mit-
gegangen und wurde über die Zeit eine meiner wichtigsten Gesprächspartnerin-
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nen. Mona Keller hat manch „flatterndes Denken“ durch ihre intelligenten Fra-
gen und Gedanken eingefangen. Auch gilt mein Dank ihrer aufmerksamen Kor-
rekturlektüre sowie ihrem steten Zuspruch, der mich durch mühevollere Phasen 
getragen hat. Jonathan Dressel hat durch wertvolle Reflexionen bei Spaziergän-
gen an der Spree, durch unsere zeitweilige Bürogemeinschaft und unzählige Kaf-
feepausen in maßgeblicher Weise dazu beigetragen, dass die (gemeinsame) Pro-
motionsphase eine schöne und erfüllende Zeit war. Ebenso danke ich Dir, lieber 
Jonathan, für Dein Talent ein so guter und loyaler Freund zu sein. Lisa (Liesel) 
Striegler danke ich für so Vieles: Für ihre kritische Lektüre dieser Arbeit, für 
 ihren unermüdlichen Optimismus, ihr stets offenes Ohr, ihre klare Sicht, ihre 
Ermutigungen und ihren klugen Rat. Wenn nötig war und ist sie mein Kompass 
im dichten Nebel. 

Zuletzt danke ich von Herzen ganz besonders meinen Eltern Anja und  Michael 
Leusch sowie meinen Großeltern Maria und Alfons Schellhoff für ihren Rückhalt 
und ihre immerwährende Unterstützung. Nicht nur in der Phase der Promotion, 
sondern schon immer. Für diesen Dank gibt es keine Worte. Ohne sie wäre alles 
Nichts. 

Berlin, im September 2024  Katharina Leusch
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Einleitung

A. Thematische Verortung und Fragestellung

„Wer hatte bei aller Rhetorik, noch mit so etwas wie der Wiedervereinigung ge-
rechnet – und wer hatte sie überhaupt noch gewollt? Willy Brandt jedenfalls hatte 
1984 in den Münchner Kammerspielen behauptet, daß die deutsche Frage nicht 
mehr offen sei; und das Publikum war’s zufrieden. Außerhalb des Theaterraums, 
draußen im Lande, dürfte die Stimmung so verschieden nicht gewesen sein“.1 

In etwa so muss die „innere Situation der Bundesrepublik“2 Ende der 1980er-Jah-
re ausgesehen haben, bevor die westdeutsche Gesellschaft und Politik durch die 
friedliche Revolution und die Öffnung der Mauer im Herbst 1989 „eiskalt er-
wischt worden ist“3. Auch die deutsche Staatsrechtslehre schien die „Implosion 
der DDR“4 mit einer gewissen Überraschung getroffen zu haben. So ist die Son-
dertagung der Staatsrechtlehrervereinigung im April 1990 mit den Worten eröff-
net worden: „Niemand war auf den Wandel vorbereitet, auch nicht die deutsche 
Staatsrechtslehre“.5

Die friedliche Revolution evozierte jedoch nicht nur überraschte Eröffnungs-
rufe, vielmehr stellten sich mit ihr eine Vielzahl komplexer Fragen – verfas-
sungs-, zivil- und strafrechtlicher Natur. Eine die Staatsrechtslehre eingehend 
beschäftigende Fragestellung war dabei jene nach dem Umgang mit der vor-
rechtsstaatlichen Vergangenheit der DDR.6 

1 Habermas, Die nachholende Revolution, S.  206.
2 Habermas, Die nachholende Revolution, S.  206.
3 Habermas, Die nachholende Revolution, S.  206; so auch Brunner in: Isensee / Kirchhof 

(Hrsg.), HStR I, §  10 Rn.  1.
4 Stolleis, Sozialistische Gesetzlichkeit, S.  7.
5 Vogel, VVDStRL 1990, Bd.  49, S.  5.
6 Bereits am 27.  April 1990 – neun Tage nach der ersten freien Volkskammerwahl – trat die 

Vereinigung der Staatsrechtslehrer in Berlin zu einer Sondertagung zusammen, um sich mit 
„Deutschlands aktuelle[r] Verfassungslage“ zu befassen. Eineinhalb Jahre waren vergangen 
und die gesammelte Staatsrechtslehre kam erneut zusammen und tagte vom 2. bis 5.  Oktober 
1991 in Gießen u. a. zu dem Beratungsgegenstand „Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der 
vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit“, siehe VVDStRL 1990, Bd.  51.



2 Einleitung

Mit dem erfüllten Wiedervereinigungsauftrag des Art.  23 GG a. F. konnte die 
Vergangenheit der DDR nicht in den Mantel des Schweigens gehüllt werden. 
Vielmehr war allen Beteiligten in Gesellschaft, Wissenschaft und Politik be-
wusst, dass dieses Erbe einer Aufarbeitung7 bedurfte. Der Rechtsstaat war hier-
bei der zentrale Ankerpunkt. So ging es doch darum, das Unrecht einer vier 
 Jahrzehnte währenden Parteidiktatur sowohl rechtlich als auch politisch und ge-
sellschaftlich aufzuarbeiten. Insbesondere mussten die entstandenen „Diktatur-
schäden“8 kompensiert werden, sei es durch (finanzielle) Wiedergutmachung, 
Rehabilitation oder justizielle Aufarbeitung.9 Ebenso evident war, dass nicht je-
der „Diktaturschaden“ mit den Mitteln des Rechts und des Rechtsstaates beho-
ben werden konnte.10

Mit der Vergangenheitsaufarbeitung stellte sich die Frage nach ihrem rechtli-
chen Maßstab. Dass die Bürgerinnen und Bürger der DDR „mit ihrer Vergangen-
heit unter die Geltung des Grundgesetzes gelangt [waren]“,11 bot folglich Anlass 
zur Diskussion, ob das Grundgesetz als Maßstab für die Beurteilung des in der 
DDR geschehenen Unrechts überhaupt herangezogen werden konnte. Mit ande-
ren Worten: Konnte der Rechtsstaatsbegriff des Grundgesetzes als Beurteilungs-
maßstab auf innerstaatliche Akte in der DDR angewendet werden? 

Das Grundgesetz als Ganzes konnte, auch über den Weg des grundgesetz-
lichen Wiedervereinigungsauftrags, „nicht nachträglich zum Maßstab für die Be-
urteilung innerstaatlicher Maßnahmen des SED-Regimes in der ehemaligen 
DDR“12 herangezogen werden. Vielmehr galt „ein Rechtsstaatsbegriff im Sinne 
elementarer Grundsätze formeller und materieller Art […], die von zivilisierten 
Staaten anerkannt sind“.13 Diese elementaren Grundsätze – Gewaltenteilung 
oder das Recht auf Leben und Freiheit – sind solche, die seit der Französischen 
Erklärung der Menschenrechte von 1789 in Verfassungsstaaten westlicher Prä-

7 Siehe zur Kritik des Aufarbeitungsbegriffs Adorno, Was bedeutet: Aufarbeitung der Ver-
gangenheit, in: Adorno (Hrsg.), Erziehung zur Mündigkeit.

8 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  12.

9 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  11.

10 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  12; auch Schulze-Fielitz, DVBl. 1991, 893 (906); Quaritsch, Der 
Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, VVDStRL 1991, 
S.  129.

11 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  11.

12 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  18.

13 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  11.
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gung unumstößliche Wirkung entfaltet haben und fester Bestandteil ihrer Verfas-
sungsdokumente geworden sind.14 Der für die Aufarbeitung der vor-rechtsstaat-
lichen Vergangenheit der DDR maßgebliche Rechtsstaatsbegriff war mithin nicht 
jener des Grundgesetzes. Jedoch mit einer Ausnahme. In den Fällen, in denen es 
„für den demokratischen Willensbildungsprozess in Deutschland unabdingbar“15 
war, wurde der grundgesetzliche Maßstab zugrunde gelegt. Als bedeutsamstes 
Beispiel für die Anwendung des grundgesetzlichen Maßstabs galt das (Ein-)Par-
teiensystem, denn die Parteien der ehemaligen DDR, insbesondere die Partei des 
Demokratischen Sozialismus (PDS) als Rechtsnachfolgerin der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED), die nach der Wiedervereinigung im gesamt-
deutschen Parteiensystem mitwirkten, hatten ihr Vermögen zu einem Großteil 
auf unlauteren und rechtsstaatswidrigen Wegen erlangt. Mit den späteren Worten 
des Einigungsvertrages gesprochen, ist das Vermögen „nicht nach materiell- 
rechtsstaatlichen Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes“ in die Verfügungs-
gewalt der Parteien gelangt. Dieser Vermögenserwerb wirkte nach der Wieder-
vereinigung im gesamtdeutschen Parteiensystem fort und konnte damit die 
Chancengleichheit zwischen den politischen Parteien aus Art.  21 Abs.  1 Satz  1 
i. V. m. Art.  3 Abs.  1 i. V. m. Art.  38 Abs.  1 GG tangieren. 

Bereits im Zuge der friedlichen Revolution wurden in der DDR Gesetze ver-
abschiedet, die als Abkehr von der Parteidiktatur der SED und damit von der 
vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit gelesen werden müssen. Obschon der Wille 
der Bevölkerung der DDR im Herbst / Winter 1989/90 noch nicht eindeutig in 
Richtung einer Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten wies, war indes 
klar, dass die DDR sich von einem diktatorischen Regime in einen freiheit-
lich-demokratischen Rechtsstaat wandeln sollte. Für diesen Systemübergang wa-
ren normative Grundlagen erforderlich, mithin Gesetze, die diesen Übergang und 
den damit einhergehenden Demokratisierungsprozess gleichsam vorbereiteten. 

Das „Gesetz über Parteien und andere politische Vereinigungen“16 (PartG-
DDR) war ein solches Gesetz. Es wurde in den Wirren der friedlichen Revolution 
am Zentralen Runden Tisch erarbeitet, von der Volkskammer am 21.  Februar 
1990 verabschiedet und war ein grundlegender Baustein für die Vorbereitung der 
ersten freien Volkskammerwahl am 18.  März 1990. Auf den ersten Blick scheint 
es ein Fremdköper in der sozialistischen Rechtsordnung gewesen zu sein. Bei 
näherem Hinsehen erweist es sich als notwendige Bedingung für die freiheit-

14 Zur Ideengeschichte des Rechtsstaatsbegriffs siehe Schultze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), 
Grundgesetz-Kommentar, Bd.  2, Art.  20 (Rechtsstaat) Rn.  1 ff.; Schmidt-Aßmann, in: Isensee /  
Kirchhof (Hrsg.), HStR I, §  24 Rn.  10 ff.

15 Starck, Der Rechtsstaat und die Aufarbeitung der vor-rechtsstaatlichen Vergangenheit, 
VVDStRL 1991, Bd.  51, S.  18.

16 Nachfolgend nur PartG-DDR; Gesetz vom 21.2.1990 (GBl DDR I, S.  66).
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lich-demokratische Staatswerdung der DDR und damit ihrer Transition von einer 
Diktatur in eine Demokratie. Das PartG-DDR stellt damit eine besondere Rechts-
materie dar. Die Genese dieses Gesetzes zeigt ferner und lässt verstehen, wie der 
Systemumbruch im Zuge der friedlichen Revolution verlief. Ein demokratisches 
System ist nach dem Zusammenbruch eines diktatorischen Systems nicht einfach 
Realität und es etabliert sich freilich nicht aus sich selbst heraus. Vielmehr bedarf 
es handelnder Akteure, die den historischen Moment begreifen und die freiheit-
lich-demokratische Staatswerdung (legistisch) begleiten. Auch die friedliche Re-
volution kannte einen solchen Akteur – den Zentralen Runden Tisch.

Damit jedoch nicht genug, beinhaltete das PartG-DDR zugleich mit seinen 
§§  20a und 20b PartG-DDR17 die rechtliche Grundlage für die Einsetzung der 
Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR18 – einer Kommission ohne historisches Vor-
bild, die noch in den letzten Monaten der DDR am 1.  Juni 1990 eingesetzt wurde 
und durch die Regelungen des Einigungsvertrages ihre Tätigkeit auch nach der 
Wiedervereinigung in der Bundesrepublik fortführen konnte. Mit dem Eini-
gungsvertrag wurden auch die beiden maßgeblichen parteienrechtlichen Nor-
men, die §§  20a und 20b PartG-DDR, in die gesamtdeutsche Rechtsordnung 
überführt, sodass deren Wirkung nicht mit dem Untergang der DDR endete, son-
dern auch nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten weiterver-
folgt werden konnte; ehemaliges DDR-Recht, das in der Rechtswirklichkeit der 
Bundesrepublik weiterexistierte. 

Der Unabhängigen Kommission oblag die Ermittlung, die treuhänderische 
Verwaltung,19 die Prüfung der Vermögenswerte aller Parteien und Massenorgani-
sationen der ehemaligen DDR sowie die Erstellung eines Vermögensberichts. 
Diejenigen Vermögenswerte, die nicht nach materiell-rechtsstaatlichen Grund-
sätzen im Sinne des Grundgesetzes in das Vermögen der Parteien und sonstigen 
Organisationen gelangt waren, wurden restituiert oder nach den im Einigungs-
vertrag vorgesehenen gemeinnützigen Zwecken verwendet. Sie war bis zum 
15.  Dezember 2006 tätig und ermittelte rund 1,6 Mrd. Euro. 

Die mannigfaltigen Herausforderungen der Wiedervereinigung zeigen sich in 
ihr wie unter einem Brennglas. Die erste Tätigkeitsphase bis zur Wiedervereini-
gung am 3.  Oktober 1990 war geprägt durch die Überforderung der handelnden 
Akteure, eine fehlende materielle Ausstattung, die eine Ermittlungstätigkeit auch 

17 Diese beiden Paragrafen wurden erst mit dem 1. Änderungsgesetz zum PartG-DDR vom 
31.  Mai 1990 in das PartG-DDR eingefügt.

18 Nachfolgend nur Unabhängige Kommission.
19 Zunächst oblag der Unabhängigen Kommission die treuhänderische Verwaltung des Or-

ganisationsvermögens. Durch die Modifizierung in den Maßgaberegelungen des Einigungsver-
trages wurde diese Kompetenz auf die Treuhandanstalt / BvS übertragen.
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nur im Ansatz möglich gemacht hätte sowie die mangelnde Kooperationsbereit-
schaft der Parteien und Massenorganisationen, die nicht fähig und willens waren 
Rechenschaftsberichte über ihr Organisationsvermögen vorzulegen und sich fer-
ner schweigsam zeigten, wenn es um weitere Vermögensauskünfte ging. Damit 
gleicht die Ermittlungstätigkeit der Unabhängigen Kommission einer Reise 
durch die Geschichte der DDR sowie der wiedervereinigten Bundesrepublik, die 
Irrungen und Wirrungen überstehen musste. Mit der Fortführung der Kommis-
sion nach der Wiedervereinigung verbesserte sich Vieles, aber reibungslose Ab-
läufe waren auch unter der Ägide des nunmehr zuständigen Bundesinnenminis-
teriums nicht immer gegeben. 

„Jeder Umsturz und jeder staatliche Zusammenbruch hat seine Besonderhei-
ten“20 – so auch die friedliche Revolution mit ihrem in der Umbruchphase er-
zeugten Recht und den daran beteiligten Akteuren. Eingedenk dessen stellen sich 
zu Beginn dieser Untersuchung zwei Fragen. Zunächst soll eruiert werden, wie 
das PartG-DDR, als rechtliches Erzeugnis der friedlichen Revolution, rechts-
theoretisch zu erklären und einzuordnen ist. Ferner soll die Frage beantwortet 
werden, ob die Unabhängige Kommission ihren gesetzlichen Auftrag hinsicht-
lich des Vermögens der SED/PDS sowie hinsichtlich des Vermögens des FDGB 
erfüllt hat.

B. Forschungsstand

I. Forschungsstand zum PartG-DDR und Zentralen Runden Tisch

Die Forschungslage zum PartG-DDR und zum Entstehungskontext dieses Geset-
zes ist sehr überschaubar. Der Sammelband „Auf dem Weg zu einem gesamt-
deutschen Parteienrecht“, herausgegeben von Tsatsos, bot erstmals einen Über-
blick über die Anfänge des Parteienrechts in der DDR. So analysierte Hennig21 
in ihrem Beitrag die Parteienfinanzierung und die Rechtsgrundlagen für die  
 Finanzregelungen der Parteien vor und nach 1989. Mand22 wiederum zeichnete 
den Weg zum ersten PartG-DDR nach und veranschaulichte diesen durch die 
Fokussierung auf die Diskussionsschwerpunkte der Arbeitsgruppe „Parteien- 
und Vereinigungsgesetz“. Morlok23 untersuchte die parteienrechtlichen Regelun-

20 Bertram, Widerstand und Revolution, S.  10.
21 Hennig, in: Tsatsos (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem gesamtdeutschen Parteienrecht, 

S.  147–174.
22 Mand, in: Tsatsos (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem gesamtdeutschen Parteienrecht, S.  15–28. 
23 Morlok, in: Tsatsos (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem gesamtdeutschen Parteienrecht, 

S.  89– 103.
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gen im Lichte des Gebots der innerparteilichen Demokratie und Friedrich24 be-
fasste sich mit den sozialistischen Parteien in der Verfassungsordnung der DDR 
vor und nach der Wiedervereinigung.

Thaysen hat mit seinen verschiedenen Untersuchungen und Darstellungen die 
Tätigkeit des Zentralen Runden Tisches wissenschaftlich zugänglich gemacht, 
dies jedoch aus einer rein politikwissenschaftlichen Perspektive. In seinen Auf-
sätzen „Der Runde Tisch. Oder: Wer war das Volk Teil  I und Teil  II“25 sowie in 
dem Beitrag26 für die Enquete-Kommission zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, 
schilderte er das Wirken dieses Gremiums. Er setzte sich mit der Funktionsfrage, 
der Vorgeschichte, den Rahmenbedingungen seiner Einsetzung, den am Runden 
Tisch sitzenden Mitgliedern sowie mit der Verflechtung dieses Gremiums in den 
politischen Alltag auseinander. In seiner Studie zum Zentralen Runden Tisch re-
flektierte und analysierte er breiter über die obengenannten Fragen, nahm ferner 
freilich neue Aspekte auf, wie etwa die Frage: „Der Runde Tisch als Exponent 
neuer/alter DDR-Identitäten?“27 Überdies hat Thaysen die Wortprotokolle und 
Dokumente des Zentralen Runden Tisches zugänglich gemacht, die u. a. einen 
Eindruck über das Zustandekommen des PartG-DDR verschaffen.28

Auch die staatsrechtliche Literatur setzte sich nach 1989/90, wenngleich nur 
kursorisch, mit dem Zentralen Runden Tisch auseinander. Im Kern ging es allen 
Beiträgen um eine staatsrechtliche Kategorisierung des Zentralen Runden  Tisches. 
Aufschlussreich sind für diesen Kontext die Beiträge von Fiedler29, Luchter-
handt30, Kilian31 sowie Haverkate32.

II. Forschungsstand zur Unabhängigen Kommission

Für die Unabhängige Kommission ist zu sagen, dass der Schwerpunkt der bishe-
rigen Forschungsarbeiten vor allem in der Auseinandersetzung mit der treuhän-
derischen Verwaltung des Sondervermögens der Parteien und sonstigen Organi-

24 Friedrich, in: Tsatsos (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem gesamtdeutschen Parteienrecht, 
S.  175–201.

25 Thaysen, ZParl 1990, 71; ZParl 1990, 258.
26 Thaysen / Kloth, in: Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte 

und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland“, Deutscher Bundestag (Hrsg.), 12. Wahlperiode, 
Bd.  VII/2. 

27 Thaysen, Der Zentrale Runde Tisch. Oder: Wo blieb das Volk?, S.  138 ff.
28 Thaysen, Der Zentrale Runde Tisch der DDR. Wortprotokolle und Dokumente, Bd.  I–V.
29 Fiedler, in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR VIII, §  184 Rn.  29.
30 Luchterhandt, in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR VIII, §  185 Rn.  3.
31 Kilian in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR I, §  12 Rn.  40.
32 Haverkate, in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR IX, §  209 Rn.  20.
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sationen lag. So setzte sich Berger33 mit der treuhänderischen Verwaltung des 
Sondervermögens, als Aspekt der Aufarbeitung vor-rechtsstaatlicher Vergangen-
heit, auseinander. Dabei analysierte er die Instrumente der treuhänderischen Ver-
waltung, die verwaltungspraktische Umsetzung und fragte nach der verfassungs-
rechtlichen Zulässigkeit des gewählten Rechtsinstrumentariums. Bremer34 be-
fasste sich in seiner Arbeit mit der „Treuhand und Jurisdiktionsbefugnis“, indem 
er die völkerrechtlichen Grenzen staatlicher Rechtssetzung und -durchsetzung 
bei der treuhänderischen Verwaltung des ausländischen Sondervermögens auslo-
tete. Er nahm die auslandsbezogene Tätigkeit der Treuhandanstalt / BvS35 aus 
einer völkerrechtlichen respektive kollisionsrechtlichen Perspektive in den Blick 
und untersuchte die Jurisdiktionsproblematik, die sich bei der extraterritorialen 
Anwendung des §  20b PartG-DDR ergaben.36 Das Gutachten von Arnims37 be-
handelte schwerpunktmäßig die Auslegung der Maßgaberegelung Satz  4 der An-
lage II, Kapitel  II, Sachgebiet A, Abschnitt III, lit.  d) des Einigungsvertrages. 
Dabei ging er auf das Änderungsgesetz zum PartG-DDR ein und rückte die Pro-
bleme der Kommission in den Blick. Der Beitrag von Kunig38 ist für die verfas-
sungsrechtlich relevante Frage, wie die Rechtsstellung der Unabhängigen Kom-
mission zu beurteilen war und wie sie sich in die exekutive Hierarchie einordne-
te, aufschlussreich. Papier39 lenkte in seinem Aufsatz den Fokus auf die 
Rechtsfragen, die sich im Zusammenhang mit der Feststellung, Sicherung und 

33 Berger, Die treuhänderische Verwaltung des Vermögens der Parteien und Massenorgani-
sationen der DDR.

34 Bremer, Treuhand und Jurisdiktionsbefugnis.
35 Siehe zur Geschichte der Treuhandanstalt ausführlich bei Malycha, Vom Hoffnungsträger 

zum Prügelknaben; Kemmler, Die Entstehung der Treuhandanstalt. Die Treuhandanstalt wurde 
noch in der Amtszeit von Ministerpräsident Hans Modrow am 1.  März 1990 gegründet und 
sollte anfangs lediglich das Volkseigentum wahren. Im weiteren Verlauf wurde engagiert über 
einen etwaigen Privatisierungsauftrag der Treuhandanstalt diskutiert. Siehe zu diesen Ausein-
andersetzungen Malycha, S.  94 ff. Erst in der Regierungszeit Lothar de Maizières wurde mit 
der Privatisierungstätigkeit der Treuhandanstalt begonnen, Malycha, S.  101. Im Rahmen der 
Aushandlung der Wiedervereinigung kam der Treuhandanstalt Bedeutung zu; ihr sollte im 
Rahmen „der Privatisierung der Industriebetriebe sowie des Grundvermögens eine zentrale 
Rolle“ zukommen, Malycha, S.  109 und weiter S.  195 ff. Am 1.  Januar 1995 übernahm die 
neugegründete „Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben“ (BvS) wesentliche 
Aufgaben der nunmehr aufgelösten Treuhandanstalt, wie Vertragsmanagement, Reprivatisie-
rung, Finanzvermögen usf. Nachfolgend wird von Treuhandanstalt / BvS gesprochen. Für Sach-
verhalte bis Ende 1994 ist die Treuhandanstalt gemeint, für Sachverhalte ab dem 1.  Januar 1995 
ist die BvS gemeint.

36 Bremer, Treuhand und Jurisdiktionsbefugnis, S.  29.
37 von Arnim, Wem steht das Vermögen der DDR-Parteien zu?.
38 Kunig, in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR II, §  216. 
39 Papier, Das Parteivermögen in der ehemaligen DDR.
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Verwendung des Sondervermögens ergaben. Starck40 konzentrierte sich schließ-
lich auf die materiell-rechtlichen Grundsätze im Sinne des Grundgesetzes und 
leistete damit einen Beitrag zum Begriffsverständnis dieses unbestimmten 
Rechts begriffs, der die Grundlage für die (Ermittlungs-)Tätigkeit der Unabhän-
gigen Kommission bildete.

Ferner finden sich Arbeiten, die sich unmittelbar mit der Unabhängigen Kom-
mission auseinandersetzten. Einen informierten Überblick über die Kommis-
sionstätigkeit bietet Kloth41. Hinsichtlich der Kompetenzfrage und etwaigen 
Kompetenzkonflikten mit anderen Institutionen sind die Aufsätze von Kloth42 
und Volkens43 aufschlussreich. Rein44 hingegen beschäftigte sich mit einem spe-
ziellen Aspekt der Unabhängigen Kommission, der Parteivermögenskommis-
sionsverordnung. 

C. Gang der Untersuchung

Im ersten Teil sollen grundsätzliche Ausführungen zum sozialistischen Recht ge-
macht und Auskunft über das sozialistische Mehrparteiensystem der DDR gege-
ben werden. Dabei wird zunächst auf die Funktion des Rechts in der sozialisti-
schen Rechtstheorie der DDR eingegangen. Die wesentlichen Merkmale, der 
Instrumentalcharakter des Rechts und die führende Rolle der SED werden dabei 
herausgearbeitet. Anschließend erfolgt eine Auseinandersetzung mit dem sozia-
listischen Mehrparteiensystem der DDR und seinen wesentlichen Akteuren. Da-
bei liegt der Fokus auf der Bedeutung und Funktion dieser Akteure für die Stabi-
lität des sozialistischen Mehrparteiensystem. Zudem werden die organisatori-
schen Strukturen des Systems, Demokratischer Block und der Nationale Front, 
aufgezeigt.

Der zweite Teil setzt sich mit dem PartG-DDR auseinander. Bevor analysiert 
wird, wie sich das PartG-DDR rechtstheoretisch erklären und einordnen lässt, 
erfolgt eine Genese dieses Gesetzes. Dabei liegt der Fokus zunächst auf dem 
Zentralen Runden Tisch. Die Rolle und Bedeutung dieses (Revolutions-)Organs 
wird ebenfalls analysiert und einer staatsrechtlichen Kategorisierung unterzogen. 
Sodann werden die verschiedenen Gesetzesentwürfe vorgestellt und die Beson-
derheiten der parteienrechtlichen Normen der DDR herausgearbeitet. Der zweite 

40 Starck, Die Behandlung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der ehe-
maligen DDR, Staatswissenschaften und Staatspraxis 1991, 316.

41 Kloth, DtZ 1995, 4.
42 Kloth, VIZ 1991, 52.
43 Volkens, VIZ 1993, 334.
44 Rein, DtZ 1991, 290.
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Teil endet schließlich mit einer rechtstheoretischen Analyse und erstmalige Ein-
ordnung des PartG-DDR.

Der dritte Teil widmet sich der Unabhängigen Kommission. Zunächst wird auf 
die Rechtsgrundlagen für die Einsetzung und Tätigkeit der Kommission einge-
gangen. Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt dabei auf einer Analyse der 
§§  20a, 20b PartG-DDR und ihrer Modifizierungen durch die Maßgaberegelun-
gen des Einigungsvertrages. Sodann wird auf den Aufbau und die Tätigkeit der 
Unabhängigen Kommission eingegangen. Dabei werden die Binnenorganisa-
tion, mit dem Sekretariat als zentrale Einrichtung der Kommission, dargestellt 
und die Abläufe und Verfahren der Kommissionssitzungen werden nachgezeich-
net und analysiert. Anschließend findet eine Auseinandersetzung mit den In- und 
Auslandsermittlungen der Unabhängigen Kommission statt. Die vorliegende 
Untersuchung konzentriert sich dabei ausschließlich auf das Vermögen der SED/
PDS sowie auf jenes des FDGB. Hierbei können wesentliche Ermittlungserfolge 
der Kommission herausgearbeitet werden. Der dritte Teil endet sodann mit einer 
Analyse der von der Unabhängigen Kommission geführten Gerichtsverfahren.

Im vierten Teil werden schließlich die Stränge der vorherigen Teile zusam-
mengelegt und im Rahmen einer Schlussbetrachtung ein resümierender Blick auf 
das PartG-DDR einerseits und auf die Tätigkeit der Unabhängigen Kommission 
andererseits geworfen. Ihren Abschluss findet die Arbeit in einem Ausblick auf 
die noch bestehenden Desiderate, die sich für weitere Forschungen auf dem Feld 
der Transformation der DDR im Allgemeinen und der friedlichen Revolution im 
Besonderen ergeben.



Erster Teil: Allgemeine Grundlagen

Das sozialistische Recht und das sozialistische 
Mehrparteiensystem der DDR
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